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9.49

†Präsidentin Mag. Barbara Prammer|: Nächster Redner ist Herr Abgeordneter Dr. Pirklhuber. Wunschredezeit: 9 Minuten. – Bitte.

9.50.11
†Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Wolfgang Pirklhuber (Grüne)|: Sehr geehrte Damen und Herren! Frau Präsidentin! Herr Bundesminister! Kollege Kopf, Klimaschutz ist ein ganz zentrales Anliegen, keine Frage, aber leider sind Ihre Vorschläge bisher weit hinter den Erwartungen zurückgeblieben. Auch – und jetzt komme ich auf mein Kapitel zu sprechen – was den Bereich Landwirtschaft betrifft, hätte ich mir ambitionierte Ele​mente im neuen Programm für die ländliche Entwicklung erwartet, zum Beispiel eine Offensive für das Umrüsten von Traktoren auf den Betrieb mit Pflanzentreibstoffen. Das wäre eine Innovation im Agrarressort gewesen. (Abg. Grillitsch: Das tun wir sowieso!)
Zu Ihrer Belehrung des Kollegen Dolinschek muss ich schon anmerken: Natürlich ist es eine Budgetkürzung im Vergleich zum tatsächlichen Erfolg von 2006. (Bundesminister Dipl.-Ing. Pröll: Zum Erfolg? Wolfgang!) Zum Budget-Ergebnis 2006. 

2,3 Milliarden € betrugen die Agrarausgaben 2006, der Voranschlag 2007 beträgt 2,256 Milliarden € – das ist ein Minus von 3,1 Prozent; das wurde bereits gesagt. Aber – und jetzt kommt die Aufklärung – wir haben ja im Ausschuss darüber diskutiert, wie diese Differenzen zustande kommen. Klarerweise hat der Bundesminister zuge​geben, dass wieder zu erwarten ist, dass an die 140 Millionen € aus EU-Mitteln kom​men werden. (Bundesminister Dipl.-Ing. Pröll nickt bejahend. – Zwischenruf des Abg. Dipl.-Ing. Klaus Hubert Auer.) Das heißt, es ist davon auszugehen, dass ein Budget von 2,4 Milliarden € im Agrarbereich vorliegen wird. – Das vielleicht einmal vorab.

Aber, meine Damen und Herren, nicht die Höhe des Agrarbudgets ist aus grüner Sicht das Problem, sondern die faktische Ausgestaltung. Dort ist die Nagelprobe zu machen, dies ist die Fragestellung, der nachzugehen ist: Was und wie effizient werden diese Mittel eingesetzt?

Das Agrarbudget ist das am meisten vergemeinschaftete Budgetkapitel; knapp über 1,4 Milliarden € davon sind EU-Mittel. (Abg. Grillitsch: Daher sollen wir in Brüssel gut über dieses Budget reden! Gut reden, nicht schlechtmachen!) Das heißt, 60 Prozent des gesamten Agrarbudgets sind schon jetzt EU-Mittel. 60 Prozent, Kollege Grillitsch. (Abg. Grillitsch: Deshalb: gut reden und nicht schlechtmachen!) Gut, auf diese Wort​meldung werde ich eingehen, Kollege Grillitsch, Sie bekommen eine Replik. (Abg. Grillitsch: Ich bitte!)
Aber davor möchte ich noch einmal Folgendes aufzeigen: Trotz der gemeinschaftlichen europäischen Politik – der europäischen Gesetzgebung – und Agrarpolitik besteht ein enormer nationaler Gestaltungsspielraum. Dieser nationale Gestaltungsspielraum wurd​​​e in den letzten Jahren nicht wirklich genutzt. Ich erinnere daran, dass es in der Agrarpolitik zwei wesentliche Säulen gibt: Die eine Säule ist der gesamte Marktord​nungsbereich. Hier war die große Herausforderung der letzten Jahre vor allem die Entkoppelung der Prämien. Die andere Säule ist die ländliche Entwicklung, die derzeit in Brüssel verhandelt wird. In diesem Bereich haben wir, wenn man alle Budgetmittel betrachtet – also Bund, Länder und Europäische Union –, etwas über 1 Milliarde € jährlich. Derzeit haben wir folgende Verteilung der gesamten Agrarförderungen: etwa 60 Prozent der Mittel gehen in die ländliche Entwicklung, etwa 40 Prozent in Markt​ordnung und Sonstiges.

Meine Damen und Herren, das ist aus grüner Sicht zweifelsfrei eine gute Strategie. Wir haben es immer positiv bewertet, dass stärker in die ländliche Entwicklung investiert wird. Aber leider haben Sie diesen Ansatz nicht unterstützt, als er auf Europa-Ebene zur Diskussion stand. Der damalige Kommissar Fischler war daran interessiert, ihm auch auf europäischer Ebene viel stärker zum Durchbruch zu verhelfen. Aber Sie haben damals gesagt: Nein, das wollen wir nicht! – Ich erinnere nur daran. 

Das Zweite, das mir wichtig ist – wo wir auch durchaus positive Facetten und positive Entwicklungen sehen –, ist die österreichische Positionierung im Bereich der gentech​nikfreien Landwirtschaft. In diesem Bereich, Herr Bundesminister, haben Sie wirklich sehr ausführlich auf meine kurze Budgetanfrage geantwortet. Sie haben sehr ausführ​lich und genau dargelegt, welche Projekte Sie unterstützen, und auch, dass Sie in den nächsten Jahren zusätzliche Mittel für kritische Forschung im Bereich der Agro-Gen​technik einsetzen wollen. Das möchte ich ausdrücklich positiv bewerten.

Aber nun zu unserem Problembereich in der Agrarpolitik, zur Umsetzung im Detail. (Abg. Grillitsch: Zu Brüssel hast du noch nichts gesagt!) Das kommt schon, Kollege Grillitsch. (Abg. Grillitsch: Nein!) 

Die Umsetzung im Detail – Punkt eins: die gesamte Marktordnung. Diese gesamte Marktordnung betrifft ein Volumen von 670 Millionen € im Jahr 2007. Meine Damen und Herren, diese Marktordnung ist bisher am Parlament vorbei beschlossen worden, vorbei am Parlament durch die Agrarpolitik der ÖVP. Das ist nicht verfassungskonform, und das ist faktisch auch schon bewiesen. Der Verfassungsgerichtshof hat bereits mehrere Prämienverordnungen – nämlich die Tierprämienverordnung und die Milch​garantiemengenverordnung – aufgehoben. Sie wissen, hier besteht dringender Hand​lungsbedarf. Bis 30. Juni 2007 muss das Marktordnungsgesetz neu umgesetzt werden. (Abg. Grillitsch: Wir machen das! Verlass dich drauf, Pirklhuber, wir machen das!) Dazu wird es wesentliche Debatten geben, und ich gehe davon aus, dass wir das im nächsten Landwirtschaftsausschuss behandeln werden. 

Ich erinnere auch daran, dass die Kritik an diesen Marktordnungsprämien nicht nur von grüner Seite gekommen ist, sondern auch ganz massiv aus Ihrem eigenen Lager. (Abg. Grillitsch: Sag einmal etwas zu Brüssel!) Der damalige burgenländische Lan​des​rat Rittsteuer – ÖVP – zum Beispiel hat klar gesagt, wer innovativ ist, verliert mit diesem Programm, das Sie umgesetzt haben. Landesrat Stockinger in Oberösterreich hat vor zwei Tagen gemeint, es sei insgesamt ein belastendes Programm. Er sei unglücklich über dieses Programm, hat er klar zu den Marktordnungsprämien gemeint. (Abg. Grillitsch: Beantworte die Frage, warum wir von Brüssel noch keine Genehmi​gung haben!) 

Es gibt auch eine Studie, die das klar nachweist, und ich zitiere aus dieser Studie: „In Österreich hat die Agrarreform in allen analysierten Betriebsgruppen einen stärker negativen beziehungsweise weniger positiven Effekt in den ökologischen als in den vergleichbaren konventionellen Betrieben.“ (Abg. Grillitsch: Beantworte die Frage!)
Und weiters: „Dies kann zum einen auf die Implementierung der Betriebsprämien (…) zurückgeführt werden.“ (Abg. Grillitsch: Beantworte die Frage, warum wir von Brüssel noch keine Genehmigung haben!)

Sie sehen also, dass es Studien gibt, die deutlich nachweisen, dass die Betriebsprä​mien​regelung Nachteile für ökologisch wirtschaftende Betriebe hat. Ich zitiere aus einer Europa-Studie, Kollege Auer. (Abg. Grillitsch: Beantworte die Frage, warum wir von Brüssel noch keine Genehmigung haben!)

Weiters ist auch klar, dass die überparteiliche Initiative für eine gerechte Agrarreform diese Marktordnung in den letzten Jahren massiv und auch erfolgreich bekämpft hat, meine Damen und Herren! Über 2 000 Bäuerinnen und Bauern haben gegen die AMA-Bescheide geklagt, haben berufen und sind vor den Verfassungsgerichtshof gegangen. Heuer im März, werte Kolleginnen und Kollegen von der ÖVP, hat der Verfassungs​gerichtshof beschlossen, diese Betriebsprämienverordnung auf ihre Rechtmäßigkeit zu prüfen. (Abg. Grillitsch: Die Redezeit ist bald zu Ende, beantworte meine Frage! Was machst du in Brüssel?)

Nun zur zweiten Säule der Agrarpolitik, dem derzeit in Verhandlung befindlichen Pro​gramm zur ländlichen Entwicklung. (Zwischenruf des Abg. Grillitsch.) Meine Damen und Herren, in diesem Bereich gibt es intensive Verhandlungen mit Brüssel. (Abg. Grillitsch: Genau!) Zu Ihrer Frage, Kollege Grillitsch: Wenn der Bauernbund in seinen Medien eine Hetze gegen Kritiker der österreichischen Agrarpolitik veranstaltet (Abg. Grillitsch: Hör auf! Nein, nein, nein!), eine Hetze mit falschen Argumenten, ohne jede Ahnung davon, was diese Agrarpolitikerinnen und Agrarpolitiker, was diese Menschen wirklich machen und was sie fordern, ohne sich mit einem einzigen Wort damit auseinanderzusetzen (Abg. Grillitsch: Österreich in Brüssel schlechtreden!), dann stelle ich schon die Frage: Wieso bekommt dieser Bauernbund öffentliche Fördermittel für solche Publikationen? – Das ist doch ein Skandal! (Beifall bei den Grünen.)
Das ist ein Skandal, dass eine politische Teilorganisation der ÖVP immer noch Pres​seförderung bekommt und damit nichts anderes als politische Hetze betreibt, denn nicht anders kann man das bezeichnen, was Sie in den letzten Monaten aufgeführt haben! (Neuerlicher Beifall bei den Grünen.)
Damit kommen wir zur Kritik an diesem Programm. – Kollege Grillitsch, lachen Sie nicht so, Ihnen wird das Lachen noch vergehen! Sie werden ganz sicher auch noch vom hohen Ross heruntergeholt werden; nicht nur von uns, sondern auch von der Europäischen Kommission. (Beifall bei den Grünen. – Zwischenrufe bei ÖVP und FPÖ.)

Nun komme ich zu den Ausführungen des Kollegen Gaßner. (Abg. Strache: Die Euro​päische Kommission sitzt doch auf dem hohen Ross!) – Das ist ein Irrtum, Kollege Strache! Die EU-Kommission vertritt die Interessen einer einheitlichen europäischen Agrarpolitik. Sie verlangt, dass Umweltmaßnahmen – wenn sie Umweltmaßnahmen sind – auch begründet, argumentiert und vorgerechnet werden müssen. Dieser länd​liche Pakt, den Herr Bundesminister Pröll zu verantworten hat, ist ein Intensivie​rungs​pakt. Er fördert nicht die ökologischen Betriebe, er schwächt den biologischen Landbau in Österreich, er reduziert die Prämien bei Grünlandbauern und bei Bio-Betrieben. Das ist ein Faktum, meine Damen und Herren, das ist nachweisbar! 

Beispiel: die Aufhebung der Tierbestandsobergrenzen von 2 GVE. Das war im alten Agrarumweltprogramm ÖPUL Faktum, Herr Bundesminister, im neuen ist diese Tierbestandsobergrenze von 2 GVE aufgehoben. Es gibt Betriebe, die können nun bis zu 3 GVE halten – das kann ich Ihnen im Detail nachweisen, wenn Sie das wollen.

Es werden neue Förderungen vergeben, zum Beispiel für intensive Güllever​schlauchung, ohne die Kompostierung zu berücksichtigen. (Abg. Freund: Das ist aber umweltverträglich!) Es werden Gelder ausgegeben für Rübenbauern, die bisher keine Umweltförderungen bekommen haben, und vieles mehr.

Meine Damen und Herren, daher bringe ich folgenden Antrag ein:

Entschließungsantrag

der Abgeordneten Dr. Pirklhuber, Kolleginnen und Kollegen betreffend Österreichi​sches Programm für die ländliche Entwicklung 2007 – 2013 

Der Nationalrat wolle beschließen:

1. Die Bundesregierung wird aufgefordert, den aktuellen Entwurf des Österreichischen Programms für die ländliche Entwicklung 2007 – 2013 dem Parlament zuzuleiten und das Programm durch ein Rahmengesetz gesetzlich zu verankern,

2. das Parlament über den aktuellen Verhandlungsstand zu informieren und die Stellungnahme der Europäischen Kommission, sobald sie vorliegt, dem Parlament zuzuleiten sowie 

3. einen Runden Tisch mit allen relevanten VertreterInnen der Zivilgesellschaft und der Interessensorganisationen einzuberufen, um die notwendigen Programmänderungen abzustimmen.

***** 

Meine Damen und Herren, dieser Entschließungsantrag dient dazu, dass endlich auch das Parlament vom Landwirtschaftsminister ausreichend informiert wird. Die Nagel​probe für dieses Budgetkapitel werden die konkreten Umsetzungen sein. Da haben Sie Ihre Hausaufgaben, Herr Bundesminister, allerdings noch nicht gemacht! (Beifall bei den Grünen.)

10.01

†Präsidentin Mag. Barbara Prammer|: Der soeben eingebrachte Entschließungsantrag ist ausreichend unterstützt, ordnungsgemäß eingebracht und steht mit in Verhandlung. 

Der Antrag hat folgenden Gesamtwortlaut:

Entschließungsantrag

der Abgeordneten Pirklhuber, Freundinnen und Freunde betreffend Österreichisches Programm für die Ländliche Entwicklung 2007 – 2013

eingebracht im Zuge der Debatte über den Bericht des Budgetausschusses 39 d.B.: Bundesgesetz über die Bewilligung des Bundesvoranschlages für das Jahr 2007 samt Anlagen (70 d.B.), zum Kapitel 60

Das neue österreichische Programm für die Ländliche Entwicklung 2007 - 2013 wurde bereits am 29. Jänner der Europäischen Kommission übermittelt und die offiziellen Ver​hand​lungen wurden eingeleitet. Der vorliegende Programmentwurf wird voraussichtlich im Herbst 2007 genehmigt werden, inzwischen sind jedoch Detailfragen der Kommission zum österreichischen Programm aufgetaucht.

Das Programm, das bis zum Jahr 2013 jährlich mit rund einer Milliarde € dotiert sein wird und den Anspruch hat, einen wesentlichen Beitrag zur Beschäftigung, Verbes​serung der Umwelt und wirtschaftlichen Diversifizierung in den Regionen zu leisten, soll wie das bisherige Programm für die Ländliche Entwicklung wieder nur in Form einer Sonderrichtlinie umgesetzt werden. Das bedeutet, dass dieses umfangreiche, hoch dotierte Maßnahmenpaket nicht durch ein Gesetz im Parlament beschlossen wird, sondern – am Parlament vorbei - mit der Kommission verhandelt und dann in Form einer Sonderrichtlinie umgesetzt werden soll. 

Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher folgenden

Entschließungsantrag:

Der Nationalrat wolle beschließen:

1. Die Bundesregierung wird aufgefordert, den aktuellen Entwurf des österreichischen Programms für die ländliche Entwicklung 2007 – 2013 dem Parlament zuzuleiten und das Programm durch ein Rahmengesetz gesetzlich zu verankern,

2. das Parlament über den aktuellen Verhandlungsstand zu informieren und die Stel​lung​nahme der Europäischen Kommission, sobald sie vorliegt, dem Parlament zuzu​leiten sowie

3. einen runden Tisch mit allen relevanten VertreterInnen der Zivilgesellschaft und der Interessensorganisationen einzuberufen, um die notwendigen Programmänderungen abzustimmen.

*****

11.14

†Präsident Dr. Michael Spindelegger|: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr Abgeordneter Pirklhuber zu Wort gemeldet. Ich mache Sie, Herr Abgeordneter, aufmerksam auf die Bestimmungen der Geschäftsordnung: erst den zu berichtigenden Sachverhalt, dann den richtigen Sachverhalt diesem gegenüberstellen, und das in 2 Minuten. – Bitte, Herr Abgeordneter. 

11.14.22
†Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Wolfgang Pirklhuber (Grüne)|: Ich hoffe, es geht in kürzerer Zeit, Herr Präsident! – Meine Damen und Herren! Herr Kollege Prinz hat behauptet, ich sei nach Brüssel gefahren, um Stimmung gegen den Grünen Pakt zu machen.

Ich berichtige tatsächlich: Ich habe meine Pflicht als österreichischer Staatsbürger und Abgeordneter wahrgenommen, weil Herr Bundesminister Pröll uns in diesem Hause bisher über den Stand der Verhandlungen mit der EU-Kommission nicht informiert hat. Und das habe ich sehr wohl in Brüssel durchgeführt. (Abg. Prinz: Das ist ein Debattenbeitrag! – Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.)
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